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Über die Kosten des Verfahrens haben sich die Prozeß­
parteien nicht geeinigt. Die Kläger beantragten eine Teilung 
der Kosten im Verhältnis der Kläger und Verklagten von 
einem Drittel zu zwei Dritteln, die Verklagten beantragten 
eine Kostenteilung je zur Hälfte.

Das Bezirksgericht hat die Kosten des Verfahrens den Klä­
gern zu einem Drittel und den Verklagten zu zwei Dritteln 
auferlegt. Es ist vom Antrag der Kläger in der Hauptsache 
auf Rückzahlung eines Überpreises von 8 000 M ausgegangen.

Gegen diesen Beschluß richtet sidh der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Gemäß § 175 Abs. 2 ZPO ist in Verfahren, die mit einer ge­
richtlichen Einigung abgeschlossen werden, die keine Ko­
stenregelung enthält, über die Kosten unter Berücksichtigung 
des der Einigung zugrunde liegenden Sachverhalts zu ent­
scheiden. Das erfordert in erster Linie zu prüfen, in welchem 
Umfang die Prozeßparteien, ausgehend von den im Verfah­
ren gestellten Anträgen, obsiegt haben bzw. unterlegen sind 
(vgl. ZPO-Kommentar, Berlin 1987, Anm. 2.1. zu § 175 
[S. 278]).

Hiervon ist das Bezirksgericht richtig ausgegangen, weil 
auf Grund des Sachverhalts Umstände, die eine davon ab­
weichende Regelung verlangen (z. B., daß die Klage bei ih­
rer Einreichung noch nicht begründet war), nicht vorliegen. 
Es hat jedoch das Obsiegen und Unterliegen nicht nach den 
die Kosten des Verfahrens maßgeblich bestimmenden An­
trägen der Kläger bewertet. Werden Ansprüche durch Haupt- 
und Hilfsanträge gerichtlich geltend gemacht, bestimmen 
sich die entstehenden Kosten des Verfahrens nach dem Hilfs­
antrag nur dann, wenn darüber entschieden worden ist und 
er wertmäßig über den Hauptantrag hinausgeht, wie es im 
vorliegenden Verfahren der Fall war. Hier war der von den 
Klägern gestellte Hilfsantrag auf Zahlung von 13 000 M gegen 
Rückgabe des Pkw für die Entscheidung des Kreisgerichts 
bestimmend. Damit war das Obsiegen und Unterliegen der 
Prozeßparteien nach diesem Antrag zu bemessen, der auch 
für die Bestimmung des Gebührenwertes als Grundlage der 
Berechnung der Gebühren des Gerichts und der Rechtsan­
wälte für das Verfahren erster Instanz maßgeblich ist.

Das Bezirksgericht hat im übrigen den Gebührenwert für 
das Berufungsverfahren zutreffend auf 11 000 M festgesetzt. 
Ausgehend von dem Antrag der Kläger im erstinstanzlichen 
Verfahren, die Verklagten zur Zahlung von 13 000 M gegen 
Rückgabe des Pkw zu verpflichten, unterlagen die Verklag­
ten mit dem Ergebnis der Einigung — also der übernomme­
nen Zahlungsverpflichtung in Höhe von 5 500 M — mit einem 
Anteil von * 1 2/5, und die Kläger unterlagen zu 3/5.

Auf der Grundlage der Berufungsanträge, mit denen die 
Verklagten die vom Kreisgericht ausgesprochene Zahlungs­
verpflichtung von 11000 M gegen Herausgabe des Pkw im 
vollen Umfang aufgehoben haben wollten, obsiegten bzw. 
unterlagen sowohl die Kläger als auch die Verklagten im Er­
gebnis der Einigung im Berufungsverfahren je zur Hälfte. Die­
sen entsprechenden Anteilen am Obsiegen und Unterliegen 
im Verfahren ist der Kostenbeschluß des Bezirksgerichts nicht 
gerecht geworden.

Strafrecht
§§ 116 Abs. 1 und 2,16 Abs. 1 StGB.
1. Zur Strafzumessung bei schweren Körperverletzungen, die 
mit erheblicher Intensität begangen wurden.
2. Zur Berücksichtigung verminderter Zurechnungsfähigkeit 
gemäS § 16 Abs. 1 StGB bei der Höhe einer wegen schwerer 
Körperverletzung auszusprechenden Freiheitsstrafe.
OG, Urteil vom 3. März 1988 - 5 OSB 87/87.

Der Angeklagte lebte 1981 etwa drei Monate mit der Geschä­
digten zusammen. Als sie ihm ihre Schwangerschaft mit­
teilte, erklärte er, er werde die Vaterschaft für das Kind nicht 
anerkennen. Die Geschädigte trennte sich daraufhin vom An­
geklagten. Das gemeinsame Kind wurde 1982 geboren. Als im 
Verlauf des familienrechtlichen Verfahrens schließlich der 
Nachweis der Vaterschaft des Angeklagten erbracht wurde, 
erkannte er diese zwar an, wies aber zugleich auf seine feh­

lende Bereitschaft zur Unterhaltszahlung hin. Er fühlte sich 
von der Geschädigten hintergangen und ausgenutzt und ent­
wickelte ihr gegenüber zunehmend Haßgefühle. Nachdem er 
im September 1984 zur Zahlung von Unterhalt für das Kind 
verurteilt worden war, löste er, um die Durchsetzung der 
Forderung zu vereiteln, im darauffolgenden Monat sein Ar­
beitsrechtsverhältnis. Fortan lebte er von seinen Ersparnis­
sen, ohne der Unterhaltspflicht nachzukommen. Wegen de­
ren Verletzung wurde der Angeklagte zuletzt 1986 auf Bewäh­
rung unter Androhung einer Freiheitsstrafe von zehn Mona­
ten verurteilt. Mit Beschluß vom 20. April 1987 wurde ihr 
Vollzug angeordnet.

Nach Erhalt der Ladung zum Strafantritt für den 27. Mai 
1987 wollte der Angeklagte die Geschädigte veranlassen, die 
von ihr erstattete Anzeige wegen Unterhaltspflichtverletzung 
zurückzunehmen. Er glaubte, in diesem Fall nach kurzer Zeit 
aus dem Strafvollzug entlassen zu werden.

Am 26. Mai 1987 trank er in den Vormittags- und Mittags­
stunden geringere Mengen Alkohol. Bei der anschließenden 
Fahrt nach O. — die Geschädigte lebt dort in einem Wohn­
heim — führte der Angeklagte ein Fahrtenmesser mit einer 
Klingenlänge von 13 cm bei sich. Er rechnete damit, in der 
Wohnung der Geschädigten, über deren aktuelle Lebensver­
hältnisse er nicht informiert war, unter Umständen angegrif­
fen zu werden, beabsichtigte aber auch, die Geschädigte mit 
dem Messer zu bedrohen, falls sie sich seinem Verlangen nach 
Rücknahme der Anzeige widersetzen sollte. Gegen 20 Uhr be­
trat er die Wohnung, fand aber dort nur das gemeinsame 
Kind vor. Die Geschädigte erschien kurz darauf und lehnte 
im anschließenden Gespräch mit dem Angeklagten sein An­
sinnen konsequent ab. Dieser ging plötzlich auf die in einem 
Sessel sitzende Geschädigte zu, zog das Fahrtenmesser und 
stach sie damit in die linke Bauchseite. Die von diesem An­
griff überraschte Geschädigte griff nachfolgend nach dem 
Messer und dem rechten Arm des Angeklagten. Sie gewann 
den Eindruck, daß er ihr in den Hals schneiden wollte. Es kam 
zu einem Kampf, in dessen Verlauf die Geschädigte Stich- 
Schnittverletzungen am linken Schulterblatt und Oberarm so­
wie oberflächliche Schnittverletzungen der linken Hand erlitt. 
Der Angeklagte ließ schließlich von der heftige Gegenwehr 
leistenden, um Hilfe rufenden Geschädigten ab, so daß sie 
aufstehen und die Wohnung verlassen konnte. Hinzukom­
mende Personen hinderten den Angeklagten, sich aus dem 
Wohnheim zu entfernen.

Durch den ersten gegen die Geschädigte geführten Messer­
stich kam es zur Eröffnung der rechten Brusthöhle und der 
Bauchhöhle sowie zu einer ca. 5 cm tiefen Verletzung des 
rechten Leberlappens. Es bestand akute Lebensgefahr, die nur 
durch sofortige Operation beseitigt werden konnte. Die Ge­
schädigte befand sich bis zum 15. Juni 1987 in stationärer und 
anschließend bis zum 5. August 1987 in ambulanter Behand­
lung und war vom 14. September bis zum 11. Oktober 1987 
erneut arbeitsunfähig.

Der Angeklagte hat stets bestritten, daß er die Geschädigte 
töten wollte. Im Ermittlungsverfahren schilderte er seine 
Zielstellung wiederholt dahingehend, daß die Geschädigte lei­
den, „schmachten“ und zum Krüppel werden sollte; er habe 
sie verletzen und „bestrafen“ wollen.

Die forensisch-psychiatrische Begutachtung des Angeklag­
ten führte zur Feststellung einer krankhaften Störung der 
Geistestätigkeit, die als umschriebenes paranoides Syndrom 
mit kaum korrigierbarer wahnhafter Überzeugung von der 
Rechtmäßigkeit seiner Rachegedanken gegenüber der Geschä­
digten in Erscheinung trat. Des weiteren liegt beim Ange­
klagten Alkoholabhängigkeit im fortgeschrittenen Stadium 
vor. Im Ergebnis der paranoiden, mit langzeitigem Affektstau 
verbundenen Entwicklung, die durch den Alkoholismus ge­
fördert wurde, war der Angeklagte zur Tatzeit vermindert 
zurechnungsfähig (§ 16 Abs. 1 StGB). Die aktuelle alkoho­
lische Beeinflussung wirkte bei der Tatentscheidung als ak­
zentuierender Faktor.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Bezirks­
gericht den Angeklagten wegen schwerer Körperverletzung 
(Verbrechen gemäß §§ 115 Abs. 1, 116 Abs. 1 und 2 StGB) zu 
einer Freiheitsstrafe von vier Jahren und sechs Monaten. Ne­
ben dieser Strafe wurde gemäß § 16 Abs. 3 StGB die Einwei­
sung des Angeklagten in eine psychiatrische Einrichtung an­
geordnet.

Gegen dieses Urteil richtet sich der zuungunsten des An­
geklagten eingelegte Protest des Generalstaatsanwalts der 
DDR, mit dem unrichtige Strafzumessung gerügt wird. Der 
Protest hatte Erfolg.
Aus der Begründung:
Dem angefochtenen Strafausspruch liegt eine nicht ausrei­
chende und überzeugende Auseinandersetzung mit den die


